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Einfithrung

Was ist das Problem?

Grofdprojekte wie die Elbphilharmonie, Stuttgart 21,
der neue Grof¥flughafen Berlin-Brandenburg Interna-
tional oder auch ganz aktuell die Kélner Oper kosten
deutlich mehr und dauern ldnger als zuvor angekiin-
digt. Es entsteht der Eindruck, dass die 6ffentliche
Hand den Kosten- und Zeitrahmen bei diesen Baupro-
jekten nicht im Griff hat.

Fiir die Elbphilharmonie, Stuttgart 21, den neuen
Flughafen Berlin-Brandenburg oder die Kélner Oper
ist der Bund zwar nicht verantwortlich. Aber auch bei
einer Reihe groferer HochbaumafRnahmen des Bundes
gab es erhebliche Probleme. Der Bund als 6ffentlicher
Bauherr muss nicht nur Vorbild in grundlegenden
baulichen Belangen wie Baukultur, Nachhaltigkeit und
technischer Innovation sein. Er muss auch beispielge-
bend fiir Transparenz und Verlisslichkeit beim Bauen
sein. Dazu gehoren Wirtschaftlichkeit sowie Kosten-
und Terminsicherheit. Das Bundesbauministerium ist
flir die Hochbauten des Bundes verantwortlich. Wir
stellen uns dieser Verantwortung.

Bei 300 untersuchten Hochbauprojekten des Bundes
(Einzelkosten zwischen 10 und 240 Mio. €), die in den
Jahren von 2000 bis 2015 fertig gestellt wurden, lagen
knapp 60 Prozent der Projekte unter Berticksichti-
gung der Preissteigerungsraten im Kostenrahmen.

Bei knapp 65 % konnten die Terminziele annihrend
erreicht werden. Trotzdem ist es nicht akzeptabel, dass
vier von zehn Projekten deutlich teurer werden. Bei
grofleren komplexen Hochbauvorhaben des Bundes
besteht deutlicher Handlungsbedarf, wihrend bei
kleineren Vorhaben oder standardisierten Militairbau-
ten eine gute Kosten- und Terminsicherheit gegeben
ist. Natiirlich kdnnen die genannten Prozentwerte nur
einen ersten Anhaltspunkt liefern, verdeutlichen den
Handlungsbedarf aber gut.
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Was sind die Ursachen fiir Termin-, Kosten- und
Qualitdtsprobleme?

Die Ursachen fiir Kostensteigerungen, Terminverzoge-
rungen und unzureichende Qualitit sind vielschichtig.
Wir wollen hier die Hauptgriinde benennen und Hand-
lungsempfehlungen geben.

Private wie 6ffentliche Bauherren sind mit Verdnde-
rungen in der Wertschépfungskette Bau konfrontiert.
Durch eine Verringerung der Fertigungstiefe und eine
zunehmende Spezialisierung der Unternehmen hat
sich die ohnehin hohe Zahl der Schnittstellen noch
weiter erhoht. Die Anforderungen an eine detaillierte
Ablaufplanung sind deutlich gestiegen. Gleichzeitig hat
der harte Wettbewerb im Bausektor dazu gefiihrt, dass
die Verbesserung der Kooperation zwischen den betei-
ligten Partnern in den Hintergrund getreten ist. Damit
verringerte sich die gemeinsame Orientierung der be-
teiligten Unternehmen auf den Erfolg der Bauprojekte.
Der hohe Kostendruck wurde teilweise an Nachunter-
nehmen weitergegeben. Dies fiihrte zu einem Vertrau-
ensverlust in den Beziehungen der beteiligten Unter-
nehmen und zu Mangeln in der Auftragserfiillung.

Bei den gréfieren Hochbauvorhaben des Bundes
kommt hinzu, dass es sich in der Regel um Prototypen
und Unikate handelt. Die Steuerung der Vielzahl der
Projektbeteiligten (Politik, Ressorts, Mafinahmentra-
ger, Nutzer, Behorden, Planer, Firmen etc.) mit zum
Teil unterschiedlichen Interessenlagen und mehreren
Hierarchiestufen, die enorme fachliche Diversifizierung
und Spezifizierung sowie stetig steigende Anforde-
rungen tragen zu einer enormen Komplexitit bei. Die
vielfaltigen Vorginge des Planungs- und Bauprozes-
ses sind eng miteinander verkniipft. Schnittstellen-
probleme und eine mangelnde Kooperation der am
Planungs- und Bauprozess Beteiligten wirken sich bei
komplexen Hochbauvorhaben sofort negativ auf den
Gesamtprozess aus. Dies fithrt dann nahezu zwangsliu-
fig zu Terminverzogerungen, Kostensteigerungen und
Qualitatsproblemen.



Was ist das Ziel?

Ziel des Bundesbauministeriums ist es, in dieser Legis-
laturperiode die notwendigen Schritte und Maf3nah-
men einzuleiten, um eine deutliche Verbesserung der
Termin-, Qualitits- und Kostensicherheit bei Hochbau-
maflnahmen des Bundes zu erreichen. Unter grofieren
Hochbaumafnahmen verstehen wir Bauvorhaben mit
einem Gesamtkostenvolumen von tiber 10 Mio. €. Bei
diesen Projekten zeigen sich im Gegensatz zum Bauun-
terhalt und kleineren Bauvorhaben verstarkt Defizite in
der Projektabwicklung sowie der Kosten- und Termin-
sicherheit.
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An wen richten wir uns?

Adressaten dieses Handlungskatalogs zur Verbesse-
rung der Termin-, Qualitdts- und Kostensicherheit bei
Bundeshochbaumafinahmen sind die fiir den Bund
tatigen Bauverwaltungen sowie weitere Beteiligte, wie
z.B. die Mafinahmentrager und Nutzer. Wir richten uns
zudem an die Planungsbiiros und Bauunternehmen,
die fiir den Bund tétig sein wollen. Diese erbringen

bei grofleren Hochbauvorhaben des Bundes den weit
iiberwiegenden Teil der Planungs- und die gesamten
Bauleistungen. Die Qualitit ihrer Leistungen bestimmt
ganz wesentlich den Erfolg oder Misserfolg von Pro-
jekten mit. Es geht uns aber auch um die rechtlichen
Rahmenbedingungen fiir den Bundeshochbau und

die politischen Entscheidungsprozesse. Nicht zuletzt
wenden wir uns mit dem Handlungskatalog an die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die zu Recht er-
warten, dass die Umsetzung von Hochbauvorhaben des
Bundes transparent und innerhalb festgelegter Kosten-,
Termin- und Qualititsziele erfolgt.



Was versteht man unter ,,Bundesbau“?

Der Bundesbau umfasst die zivilen und militarischen
Bauvorhaben des Bundes im In- und Ausland ein-
schlief’lich der Baumafnahmen, die der Bund fur

die Gaststreitkrifte durchfiihrt. Dabei geht es weit
iiberwiegend um Hochbauvorhaben. Innerhalb der
Bundesregierung ist das BMUB das fiir die Bundesbau-
verwaltung verantwortliche Ressort. Fiir die zivilen
Baumafinahmen ist das BMUB auch die fachlich
zustindige oberste Bundesbehorde. Fiir die militéri-
schen Baumafinahmen ist dies das Bundesverteidi-
gungsministerium. Die Baumafinahmen werden durch
das Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung bzw.
durch die Bauverwaltungen in den Bundeslandern als
»Organe“ des Bundes durchgefiihrt.
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Was ist zu tun?

Es gibt bereits erfolgreich praktizierte Regelwerke

bei Bundeshochbauten. So werden z.B. bei gréfieren
Bundesbauvorhaben regelméfig im Vorfeld Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen zu allen denkbaren
Handlungsmoglichkeiten erstellt. Auch der Grundsatz
erst Planen, dann Bauen” ist essentieller Bestandteil
des Regelwerks fiir den Bundeshochbau. Wir beschran-
ken uns deshalb auf die Handlungsfelder, bei denen
Verbesserungen erforderlich sind. Der Fokus richtet
sich auf neun Handlungsfelder:

1. Starkes Projektmanagement

2. Belastbare Bedarfsplanung

3. Prognose und Veranschlagung von Projektrisiken
4. Belastbare Termin- und Kostenaussagen

5. Auswahl der besten Planer, Bauunternehmen und
Angebote

6. Schnelle Reaktion bei Planungs- und Bauablaufsto-
rungen

7. Neue partnerschaftliche Vertragsmodelle

8. Straffe interne Verfahren

9. Angemessene Ausstattung Bundesbauverwaltung

Die Handlungsfelder spiegeln die Erfahrungen aus
konkreten Projekten in unterschiedlichen Aufgabenbe-
reichen der Bundesbauverwaltung. Kurze Beschreibun-
gen von Beispielen veranschaulichen den Stand und
den Handlungsbedarf in den einzelnen Handlungsfel-
dern.

Planungsbiiros und ausfithrende Bauwirtschaft sind
genauso gefordert wie die 6ffentliche Hand, einen
Kulturwandel hin zu einer fairen und vertrauensvollen
Zusammenarbeit nicht nur programmatisch einzufor-
dern, sondern auch in den konkreten Projekten mit
Leben zu erfiillen und ihren Beitrag zur Erreichung der
vereinbarten Projektziele zu leisten.



Wie sollen die MaRnahmen wirksam werden?

Die einzelnen Mafynahmen in den neun Handlungs-
feldern sind nachfolgend beschrieben. Ein vertieftes
inhaltliches und zeitliches Umsetzungskonzept, aufge-
teilt nach kurz-, mittel- oder nur langerfristig umsetz-
baren Mafinahmen wird noch erarbeitet. Ein Grofteil
der Mafdnahmen kann nicht allein per Weisung und
einseitig durch das BMUB verfigt werden. Viele Maf-
nahmen erfordern einen Wandel von Rollenverstind-
nissen sowie Behdrden- und Unternehmenskulturen.
Dies lasst sich nur mit einem Entwicklungsprozess bei
allen Baubeteiligten erreichen. Um die externen Adres-
saten zu erreichen, wird sich das Bundesbauministeri-
um zusammen mit dem Bundesamt fiir Bauwesen und
Raumordnung als Initiator und Koordinator einbrin-
gen. Dazu wollen wir das Bundesamt als Koordinie-
rungszentrum ausbauen.
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Fazit

Das BMUB sieht das Optimierungspotential beim
Bundeshochbau vor allem in einer konsequenten und
zielorientierten Umsetzung von bereits vorhandenen
Regelwerken bei ausreichend bemessenen und quali-
fizierten Personalressourcen aller Baubeteiligten. Die
wesentlichen Stichpunkte hierzu sind: belastbare Be-
darfs- und Kostenermittlung, starkes Projektmanage-
ment der Bundesbauverwaltung und partnerschaft-
liche Vertragsabwicklung. Ergdnzend will das BMUB
auf eine bessere Ausnutzung von bereits vorhandenen
rechtlichen Ermessensspielraumen hinwirken, z. B. bei
der Auswahl der besten und nicht der preisgiinstigsten
Planer und Bauunternehmen. Vereinzelt erscheint
auch eine Erweiterung der bestehenden Handlungs-
spielraume durch Anderung von nationalen Regelwer-
ken sinnvoll, z. B. beim Risikomanagement. Verbesse-
rungen fordert das Bundesbauministerium von allen
an Bauprojekten des Bundes Beteiligten ein, also auch
von Planern und Bauunternehmen, die fiir den Bund
titig sein wollen.



Handlungsfelder und Mafdnahmen
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Handlungsfeld 1: Starkes Projektmanagement

Gutes Projektmanagement ist die Basis fiir den Pro-
jekterfolg. Durch eine qualifizierte und mit Entschei-
dungsbefugnissen ausgestattete Gesamtprojektleitung
sowie eine stringente Projektsteuerung von Kosten,
Terminen, Qualititen und Quantititen durch alle Pro-
jektphasen hinweg kdnnen Fehlentwicklungen vermie-
den oder zumindest so frithzeitig erkannt werden, dass
wirksam gegengesteuert werden kann. Die Grundlagen
sind bereits in bestehenden Regelwerken (RBBau K2 -
Projektmanagement, DIN/ISO-Normen) definiert. Die
Stringenz, Kontinuitit und Qualitit der Umsetzung
muss jedoch in der Praxis weiter verbessert werden.

Die Spielregeln eines Projekts muss die Projektleitung
der Bundesbauverwaltung durchsetzen. Dafiir muss sie
die entsprechende Entscheidungskompetenz erhal-
ten und in dieser Rolle umfassend von allen anderen
Akteuren akzeptiert sein. Dies erfordert bei manchen
Projektbeteiligten einen Kulturwandel.

Defizite im Projektmanagement waren z.B. bei den
Projekten ,Sanierung Schadowhaus fiir den Deutschen
Bundestag in Berlin“ und dem ,Neubau des Bauteils C
flir das BMVBS in Berlin“ die entscheidende Ursache
fir Probleme bei der Kosten- und Termineinhaltung.
Beim Schadowhaus kam es bis in die Bauphase zu er-
heblichen Planungsidnderungen. Die Projektleitung der
Bauverwaltung hat die Projektziele nicht konsequent
gegeniber den Planern und den Denkmalschutzbehor-
den durchsetzen kénnen. Auch die Komplettvergabe
der Projektsteuerung an ein externes Bliro konnte die
Situation nicht verbessern. Beim Neubau des Bauteils
C fiir das BMVBS wurden die kompletten Control-
ling- und Steuerungsaufgaben an Generalplaner bzw.
Projektsteuerer vergeben. Erhebliche Planungs- und
Ausfiihrungsmingel wurden zu spét erkannt und
mussten mit hohem Kosten- und Zeitaufwand nach-
gebessert werden. Das Priifungsergebnis des Bundes-
rechnungshofes lautete: mangelhafte Steuerungs- und
Kontrollfunktion in Verantwortung der Privaten.

1. Projektmanagement ist Bauherrensache

Das BMUB sieht in einem qualifizierten Projektma-
nagement eine der wesentlichen Aufgaben und eine
Kernkompetenz der Bundesbauverwaltung. Vorausset-
zung dafiir ist die quantitative und qualitative Verbes-
serung der eigenen Kernkompetenz durch verstérkte
Eigenerbringung. Projektleitung und Projektsteuerung
sollen grundsétzlich von der Bauverwaltung selbst
erbracht werden. In den Bauverwaltungen muss dazu
eine projektorientierte Aufbauorganisation durchge-
setzt werden. Die Vergabe von Projektsteuerungsleis-
tungen an Externe soll auf Ausnahmefille beschrankt
werden und nur bei sehr grofien Baumafinahmen und
nur unterstiitzend erfolgen. Statt Komplettwerkvertra-
gen fiir externe Projektsteuerung abzuschlief3en sollen
diese Leistungen moglichst in das Projektmanage-
mentteam auf Bauherrenseite integriert werden.

2. Starke Projektleitung ist Basis fiir Erfolg

Die Projektleitungen der Bundesbauverwaltung miis-
sen fiir die erfolgreiche Steuerung des Planungsteams
auf Augenhohe mit externen Architekten, Fachplanern,
Baufirmen, Nutzern und Behorden arbeiten. Dazu
miissen sie iber hohe Fach- und Fiihrungskompetenz
verfiigen. Deshalb wird sich das BMUB fiir die Stirkung
der Rolle der bauverwaltungsseitigen Projektleitung
sowie fiir eine addquate Personalentwicklung und Ver-
glitung der damit beauftragten Beschiftigten einsetzen.
- Sicherstellung, dass interne Projektleiter tiber die
einschligigen Erfahrungen und Kenntnisse verfiigen

« Quantitative und qualitative Verbesserung der perso-
nellen Ausstattung der Bauverwaltungen

« Uberpriifung Aufbau- und Ablauforganisation der
Bauverwaltungen auf stirkere Projektorientierung

- stirkere Biindelung/Personalisierung der Projektma-
nagementaufgabe, -verantwortung und -befugnisse im
bauherrenseitigen Projektteam

« Wissenstransfer und Schulungen

3. Qualitatsgesichertes Planen

Das BMUB wird in der Bundesbauverwaltung verstirkt
die Umsetzung eines qualifizierten Projektmanage-
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ments und organisatorische Mafinahmen zur Quali-
tatssicherung tiber die gesamte Projektlaufzeit hinweg
einfordern. Insbesondere vor Beginn jeweils neuer
Planungs- und Projektphasen oder bei Schliisselleis-
tungen aufbauende Leistungen muss eine
Qualitatskontrolle der Planung sichergestellt sein.

4. Nutzer miissen liber ausreichende Ressourcen
verfiigen

Das BMUB wird darauf hinwirken, dass bei allen
grofReren Bauvorhaben auf Nutzerseite frithzeitig ein
~Gegenpart” der bauverwaltungsseitigen
Projektleitung eingesetzt wird, damit die
Nutzeranforderungen rechtzeitig, kompetent,
autorisiert, gebiindelt und nachhaltig in das Projekt
eingebracht werden.

5. Handlungsanleitung fiir gutes
Projektmanagement

Das BMUB wird im Rahmen einer Projektmanage-
mentrichtlinie Standards fiir den Bundeshochbau
festlegen und Methoden und Tools fiir die Praxis nach
dem ,best practice Modell“ der Bundesbauverwaltung
zur Verfiigung stellen. Diese beziehen sich auf alle
Projektphasen und werden auch die Projektvorbe-
reitungsphase mit der Grundlagenkldrung und die
Inbetriebnahmephase umfassen, da auch diese Phasen
ganz entscheidend fiir den Projekterfolg sind.
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Handlungsfeld 2: Belastbare Bedarfsplanung

Die Qualitat der Bedarfsplanung hat durchschlagen- erst wihrend der Bauphase der vollstindige behinder-
de Bedeutung fiir eine kosten- und terminsichere tengerechte Ausbau gefordert. Beim Projekt Wilhelm-
Projektdurchfiihrung. Spite Verdnderungen insbe- strale 65 wurde ein unterirdischer Verbindungstunnel
sondere wihrend der Bauphase sind oft Ursache fiir zum Jakob-Kaiser-Haus erst zu einem weit fortgeschrit-
Kostentiberschreitung und Verzogerung des gesamten tenen Planungszeitpunkt gefordert.

Projekts.

Zur Bedarfsplanung gehort nicht nur die sorgfiltige
Ermittlung des Raumbedarfs, sondern z.B. auch die
Beschreibung der benétigten technischen Standards
sowie Nutzungs-, Sicherheits- und Betriebskonzepte.
Die Bedarfsplanung bildet die Grundlage fiir Varianten-
und Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Festlegung
der Art der Bedarfsdeckung (z.B. Standort, Sanierung
oder Neubau, Offentlich-Private-Partnerschaft oder
Eigenbau, Anmietung oder Neubau) und ist ein wesent-
licher Baustein fiir die Definition der Projektziele. Je
préziser und umfassender die Bedarfsanforderungen
des Nutzers an das Bauvorhaben beschrieben sind, des-
to zielorientierter und effizienter konnen sie umgesetzt
werden. Nicht selten werden von Nutzerseite nicht ab-
geschlossene, unvollstindige oder im Nachhinein sich
als nicht belastbar erweisende Bedarfsdarstellungen

zu Beginn des Projektes vorgelegt. Dadurch kommt es
regelmiRig zu Anderungen und Stérungen im weiteren
Planungsverlauf, die zu Terminverzégerungen und
Kostenerhéhungen fithren.

Defizite bei der Bedarfsplanung waren z.B. bei den
Projekten ,Neubau von Kanzlei und Residenz der Deut-
schen Botschaft in Kairo“ und ,Umbau und Erweite-
rung der Liegenschaft Kurstrafle 33 fiir das Auswartige
Amt“ eine entscheidende Ursache fiir Probleme bei der
Kosten- und Termineinhaltung. Bei der Deutschen Bot-
schaft Kairo wurde das gebilligte Raumprogramm nach
Durchfiihrung des Architektenwettbewerbs erheblich
vergrofiert. Aufgrund gestiegener Sicherheitsvorkeh-
rungen sollte zusatzlich eine Tiefgarage eingeplant
werden. Beim Erweiterungsbau Kurstrasse 33 wurde
der Planungsauftrag zur ES-Bau (Entscheidungsunter-
lage Bau) nur auf der Grundlage einer ,weitestgehend”
abgestimmten Bedarfsplanung erteilt. Bereits nach
Fertigstellung der ES-Bau wurden die Bedarfsanforde-
rungen wieder gedndert. Beim oben bereits erwahnten
Projekt Sanierung Schadowhaus wurde vom Nutzer
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6. Vollstindige und nachhaltige Bedarfsplanung

Fiir die Aufstellung der Bedarfsplanung ist der Nutzer
zustidndig. Das BMUB wird bei den Mafinahmentrigern
und Nutzern die Vollstindigkeit, Verbindlichkeit und
Nachhaltigkeit der Bedarfsplanung starker einfor-

dern und diese fiir die weitreichenden Auswirkungen
fehlerhafter Bedarfsplanungen sensibilisieren. Unvoll-
stindige, fehlerhafte oder nicht zu Ende gedachte Be-
darfsanforderungen 16sen spiter Anderungsbedarf aus
und fiihren dadurch zu Kosten- und Terminrisiken. Es
muss ein transparentes Management unvermeidbarer
spaterer Anderungen erfolgen, bei dem Nutzen, Kosten
und Folgen besser abgewogen werden kénnen. Durch
frihzeitigere und aktivere fachliche Unterstiitzung
durch die Bundesbauverwaltung sollen die Vollstindig-
keit und Qualitit der Bedarfsplanung deutlich verbes-
sert und Anderungen vermieden werden.

7. Angemessene Standards

Von Nutzern, Mafnahmentragern oder auch von zu
beteiligenden Behorden projektbezogen geforderte
Standards sollten auf ihre Angemessenheit und grund-
satzliche Umsetzbarkeit hin frithzeitig iberpriift und
ggf. angepasst werden. Erst dann sollten sie die ver-
bindliche Planungsgrundlage bilden.

Vor dem Hintergrund der sich im Projektverlauf
regelméaflig weiter entwickelnden allgemeinen tech-
nischen und verfahrenstechnischen Standards muss
kontinuierlich Gberpriift werden, ob allgemeine Wei-
terentwicklungen zwingend noch einbezogen werden
miissen. Bei optionaler Berticksichtigung von allge-
meinen Weiterentwicklungen muss gepriift werden, ob
ihre Berticksichtigung noch in einem angemessenen
Verhiltnis zum Aufwand bzw. zu den Projektrisiken
steht.

11
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Handlungsfeld 3: Prognose und Veranschlagung von

Projektrisiken

Durch die bisherige Haushaltspraxis entsteht hiufig
eine erkennbare Unterfinanzierung, weil absehbare
Kostenrisiken nicht veranschlagt werden. Kosten- und
Terminaussagen sind immer nur so belastbar wie der
jeweils aktuelle Kenntnisstand, auf dem sie basieren.
Auch bei gutem Projektmanagement und solider
Planung kénnen sich im Verlauf einer Baumaffnahme
Projektrisiken realisieren, die in der Regel zu Mehrkos-
ten und Terminverzogerungen fithren, zumal wenn
dafiir in der Kosten- und Terminplanung keine ange-
messene und realistische Risikovorsorge bertiicksichtigt
wurde. Angemessene und realistische Risikokosten
werden hiufig nicht ausreichend systematisch ermit-
telt und transparent dargestellt und bei der Veranschla-
gung von Haushaltsmitteln fiir Hochbauvorhaben des
Bundes in der Regel noch nicht beriicksichtigt.

Typische Projektrisiken liegen beispielsweise in einer
Veranderung der Bedarfsanforderungen (vgl. Hand-
lungsfeld 2), in einer nicht ausreichenden Grund-
lagenermittlung, in Anderungen aufgrund neuer
rechtlicher Anforderungen und Standards wahrend
der Planungsphase, in Insolvenzen oder nachhaltig
mangelhafter Leistungserbringung von beauftragten
Planern und Baufirmen, im Baugrund, in Schadstoffen
im Bestand, in witterungsbedingter Bauzeitverlan-
gerung und in Baupreissteigerungen wihrend der
Projektlaufzeit. In der Regel kommt es beim Eintritt
von Risiken zu Mehrkosten (Gefahren), manchmal
jedoch auch zu Minderkosten (Chancen), z. B. durch
glinstigere Vergabeergebnisse aufgrund einer scharfen
Wettbewerbssituation. Manche Risiken resultieren aus
projektspezifischen Randbedingungen (z. B. Baugrund),
andere haben eher allgemeinen Charakter (Insolvenz-
risiko, Baupreissteigerungen). Je nach Risikoart sind
diese zum Zeitpunkt der Veranschlagung des Projekts
im Haushalt im Hinblick auf Kosten und Eintrittswahr-
scheinlichkeit bereits genauer quantifizierbar oder nur
pauschal abschétzbar.

Die Kostenermittlung fiir die Haushaltsunterlage
erfolgt momentan immer bezogen auf den Preisstand
zum Zeitpunkt der Vorlage. Bei grofien Projekten ist
es unvermeidbar, dass zwischen der Aufstellung der
Haushaltsunterlage und der Vergabe der Bauleistun-

gen aufgrund der dazwischen liegenden Entwurfs-
und Ausfiihrungsplanung sowie der Vorbereitung

der Bauvergaben mehrere Jahre liegen. Bei losweiser
Vergabe werden zudem die Gewerke zeitlich versetzt
ausgeschrieben. Bei einem Projekt mit veranschlagten
Baukosten von 50 Mio. Euro ergeben sich beispielswei-
se allein durch Baupreissteigerungen (Annahme

2 % /Jahr, 5 Jahre) Mehrkosten von iber 5 Mio. Euro,
die nicht im Haushalt veranschlagt sind. Allein durch
die normale Preisentwicklung nach der Veranschla-
gung des Projekts im Haushalt entsteht der Eindruck
von Baukostensteigerungen. Notwendig ist deshalb,
eine Baukostenindexierung in der Haushaltspraxis
zuzulassen - wie dies private Bauherren bei ihren
Kostenplanen selbstverstindlich tun. Viele Risiken
lassen sich z.B. durch eine solide Bedarfsfestlegung und
Grundlagenkliarung, ein gutes Projektmanagement,
eine qualifizierte und ausreichend tiefe Planung sowie
eine sorgfiltige Auswahl von Planern und Baufirmen
deutlich verringern. Verbleibende Risiken miissen
konkret und projektspezifisch erfasst, durch ein gutes
Risikomanagement als Teil des Projektmanagements
begrenzt werden, im notwendigen Umfang, aber auch
in der Bau- und Kostenplanung sowie bei der Veran-
schlagung bertiicksichtigt werden.

Defizite bei der Prognose und der Veranschlagung von
Projektrisiken waren z.B. bei den Projekten ,,Herrich-
tung der Liegenschaft Neustadtische Kirchstrafie in
Berlin fiir den Deutschen Bundestag” und ,Sanie-
rung der Liegenschaft Wilhelmstrae 65 in Berlin fiir
den Deutschen Bundestag” eine der entscheidenden
Ursachen fiir Probleme bei der Kosten- und Termin-
einhaltung. Beim Projekt Neustddtische Kirchstrafle
hat die Bauverwaltung Risikokosten (nicht vollumfing-
lich, aber projektspezifisch) in der Haushaltsunterlage
ausgewiesen. Diese wurden von BMUB baufachlich
genehmigt. Die Risikokosten konnten jedoch im Haus-
halt weder genannt noch veranschlagt werden. Beim
Projekt Wilhelmstrafe 65 konnten ebenfalls keine
Risikokosten im Haushalt genannt und veranschlagt
werden. Es wurden verschiedene Haushaltsnachtrage
erforderlich, die mit einem guten Risikomanagement
zum Teil vermeidbar gewesen waren. Die Nachtrags-
kosten wiren deutlich geringer ausgefallen.
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8. Systematische Ermittlung und Bewertung und
Dokumentation von Risiken

Projektrisiken miissen im Hinblick auf ihre potentiel-
len Kosten-, Termin- und Qualitdtsauswirkungen sys-
tematisch und vollumféinglich tber alle Projektphasen
ermittelt, bewertet und dokumentiert werden. Frithzei-
tiges Erkennen von Risiken trigt zur Vermeidung bzw.
zur Reduzierung von Kosten durch vorausschauende
Planung bei. Die Risikokosten sollen in den einzelnen
Phasen der Kostenplanung separat und transparent
ausgewiesen werden. Es muss Kklar ersichtlich sein, fiir
welches Risiko, in welcher Art und in welchem Umfang
die Risikokosten ermittelt wurden.

9. Veranschlagung im Haushalt und
Kommunikation

Das BMUB setzt sich dafiir ein, dass angemessene und
realistische Risikokosten bei Hochbaumafnahmen

des Bundes einschliefilich der Berticksichtigung der

zu erwartenden Baupreisentwicklung bis zur Fertig-
stellung und Abrechnung kiinftig im Haushalt mit
veranschlagt und kommuniziert werden. Das BMUB ist
dabei, die Ermittlung, Bewertung und Veranschlagung
von Risikokosten in Abstimmung mit den betroffenen
Ressorts verbindlich im Regelwerk fiir den Bundesbau
zu verankern. Dazu laufen bereits die Abstimmungs-
gespriache mit dem Bundesministerium der Finanzen.
Die Systematik des Risikomanagements im Detail

und die Umsetzung in die Praxis bei Bauvorhaben des
Bundes werden kontinuierlich weiterentwickelt. Zur
Gewidhrleistung der Haushaltstransparenz diirfen die
in der Haushaltsunterlage veranschlagten Risikokosten
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn das
dort beschriebene Risiko tatsdchlich eintritt. Sie diirfen
nicht zum Ausgleich eventuell anderer Kostenmehrun-
gen oder fiir Erweiterungen des Bauprogramms ver-
wendet werden. Dies ist transparent zu dokumentieren.
Veranschlagte Risikokosten sollen aber gegenseitig
deckungsfihig sein, da eine Risikoermittlung immer
nur eine Mischkalkulation von Risiken mit unterstell-
ten Eintrittswahrscheinlichkeiten und GréfRenordnun-
gen sein kann.
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Handlungsfeld 4: Belastbare Termin- und

Kostenaussagen

Die Kosten fiir Hochbauprojekte des Bundes werden
derzeit in der Regel bereits zu einem sehr frithen Pla-
nungsstand im Haushalt veranschlagt und damit in der
Offentlichkeit kommuniziert. Die fiir die Veranschla-
gung mafdgebliche Entscheidungsunterlage beinhaltet
meistens lediglich eine Vorentwurfsplanung und eine
Kostenschitzung auf der Grundlage von Kostenricht-
werten. Diese Planungsgrundlagen erweisen sich
gerade bei komplexeren grofieren Bauvorhaben hiufig
als zu wenig belastbar.

Diese Vorgehensweise fiihrt hiufig zu Problemen. Bei
einer nicht unerheblichen Anzahl von Projekten wur-
den bereits nach Erstellung der Entwurfsplanung und
der Kostenberechnung mit der EW-Bau (Entwurfsun-
terlage Bau) so erhebliche Kostenabweichungen zur
ES-Bau offenkundig, dass eine erneute Behandlung
und Festsetzung im Haushaltsverfahren erforderlich
wurde. Dadurch ergab sich dann regelmaifiig auch eine
deutliche Projektverlangerung.

Defizite durch zunichst nicht ausreichend belastbare
Kosten- und Terminaussagen, z. B. in Folge unzurei-
chender Grundlagenkldarung oder unzureichender Pla-
nungstiefe zum Veranschlagungszeitpunkt, waren u.a.
beim Projekt ,Kellersanierung des Bundesratsgebdudes
in Berlin® eine der wesentlichen Ursachen fiir Prob-
leme bei der Kosten- und Termineinhaltung. Bei der
Sanierung des Bundesrats stellte die Bauverwaltung
aufgrund des Zeitdrucks eine ,,schlanke“ ES-Bau auf
Basis von Kostenvergleichswerten auf. Diese wurde mit
24,4 Mio Euro genehmigt. Im Rahmen der anschliefien-
den vertieften Planung zur Entwurfsunterlage ergaben
sich Mehrkosten von 14,1 Mio Euro gegeniiber der
ES-Bau-Summe.
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10. Ausreichende Planungstiefe der
Entscheidungsunterlage Bau

Bei komplexen Baumafinahmen soll die Entschei-
dungsunterlage Bau verstirkt in der Planungstiefe
einer Entwurfsplanung erstellt werden. Im Regelwerk
fir den Bundeshochbau soll klar geregelt werden,
dass die Entscheidung tiber die erforderliche Tiefe der
Grundlagenklirung und die Planungstiefe der ES-Bau
in alleiniger Zustidndigkeit der Bundesbauverwaltung
projektspezifisch getroffen wird. Dadurch wird eine
sachgerechte und von evtl. duflerer Einflussnahme
unabhingige Entscheidung gewidhrleistet.
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Handlungsfeld 5: Auswahl der besten Planer,
Bauunternehmen und Angebote

Die Priifung der Eignung von Planern und Bauun-
ternehmen (Eignungskriterien sind Fachkunde und
Leistungsfahigkeit und betreffen den Bewerber) erfolgt
aufgrund vergaberechtlicher Bestimmungen getrennt
von der Wertung der Angebote (Zuschlagskriterien
betreffen das konkrete Angebot). Bewertungen aus

der Eignungspriifung, wie z. B. eine hohere Zuverlas-
sigkeit des Bewerbers A gegeniiber dem Bewerber B
oder positive Erfahrungen bei bisherigen Bauvorhaben
konnen i.d.R. bei der Wertung der Angebote nicht mehr
berticksichtigt werden.

Bei der Wertung der Angebote von Bauleistungen wird
von den Vergabestellen haufig der Preis als wesent-
liches oder allein mafigebliches Wertungskriterium
benannt. Das fiihrt in der Regel dazu, dass der Zuschlag
auf das giinstigste Angebot und Unternehmen erteilt
wird. Dies muss aber nicht zwangsldufig das Beste

sein. Andere Verfahrensweisen, bei denen weitere
Wertungskriterien Berticksichtigung finden, sind aus
Sicht der Praxis wenig praktikabel, kompliziert und
leicht anfechtbar, da nicht preisliche Kriterien weniger
eindeutig und objektiv bewertbar sind und sie damit
zusatzliche Ansatzpunkte fiir Vergabebeschwerden und
damit ftr Verzogerungen bieten.

Der iibermiflige Einsatz von Subunternehmern und
Sub-/Substrukturen verkompliziert erfahrungsgemaf
nicht nur die Strukturen, sondern fiihrt hiufig zu
Koordinierungsdefiziten und Schlechtleistungen. Nach
derzeitiger Rechtslage im EU-Vergaberecht besteht in
einer kompletten Weitervergabe der ausgeschriebenen
Leistungen grundsitzlich kein Ausschlussgrund, wenn
der Betrieb auf die Leistungen nicht selbst eingerichtet
ist. Im Extremfall wird der beauftragte Hauptunterneh-
mer so zum reinen Bauleistungsvermittler und
-koordinator. Hinzukommt, dass die unmittelbare
Priifung der projektspezifischen Fachkunde, Leis-
tungsfihigkeit und Zuverlassigkeit der vorgesehenen
Subunternehmer fiir die Bundesbauverwaltung zum
Vergabezeitpunkt kaum moglich ist.

Im weiteren Projektverlauf muss sich die Bundesbau-
verwaltung nicht selten mit nachhaltig mangelhaf-
ten Leistungen von Planungsbiiros und Baufirmen

auseinandersetzen und diese mit hohem internen
Zeitaufwand zur Nachbesserung anhalten, bis die
erforderliche Qualitit erreicht ist. Hiufig kommt es
z.B. zu Nachtragsforderungen von Bauunternehmen
aufgrund unvollstindiger Planung und Ausschreibung
der von der Bauverwaltung beauftragten Planer, bei
denen aber lediglich so genannte ,,Sowiesokosten”
entstehen und kein unmittelbarer Schaden geltend
gemacht werden kann. Aufgrund des dann nicht vor-
handenen Wettbewerbs oder spekulativer Angebots-
preise fiihrt dies regelméfig zu finanziellen Nachteilen
fir den Bauherrn. Aus Sicht der fiir den Bund titigen
Bauverwaltungen haben diese als 6ffentliche Auftrag-
geber im Vergleich zu privaten Bauherrn nur stark
eingeschrinkte Durchsetzungsmaoglichkeiten (lange
Vergabevorlaufzeiten und damit Zeitverlust bis eine
Ersatzvornahme erfolgen kann, keine Ausschlussmaog-
lichkeit von schlechtleistenden Auftragnehmern bei
der Vergabe von Folgeauftragen). Das fiihrt dazu, dass
z.B. bei Kapazititsengpassen von Unternehmen 6ffent-
liche Projekte haufig nicht mit erster Prioritit bedient
werden. Grundsatzlich gilt es, den nicht unerheblichen
Anteil von Schlechtleistungen zu reduzieren.

Defizite bei der Auswahl der besten Planer, Bauunter-
nehmen und Angebote waren z.B. bei den Projekten
sSanierung der Untergeschosse und der AufRenanlagen
der Kreuzbauten in Bonn “und ,Sanierung der Kanzlei
der Deutschen Botschaft in Washington“ eine der we-
sentlichen Ursachen fiir Probleme bei der Kosten- und
Termineinhaltung. Bei der Sanierung der Kreuzbauten
gab es erhebliche Planungsfehler des Generalplaners
und Mingel bei den Leistungen der bauausfiihrenden
Firma, obwohl die Bieter im Auswahlverfahren ihre
Fachkunde und Zuverlassigkeit positiv dargestellt
hatten. Bei der Deutschen Botschaft in Washington
hielt der Generalplaner seine im Auswahlverfahren ge-
machten Zusagen beziiglich personeller Besetzung des
Projektteams und zu den Nachunternehmern nicht ein.
Auch die Leistungsfihigkeit erwies sich im Nachhinein
als nicht ausreichend.
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11. Starkere Nutzung von Ermessenspielrdumen
bei der Eighungspriifung

Wir werden die Vergabestellen der Bundesbauverwal-
tung unterstiitzen, die Ermessensspielrdume bei der
Eignungspriifung verstdrkt zu nutzen und insbeson-
dere mit starkerem Fokus auf die projektspezifischen
Anforderungen ungeeignete oder nur eingeschrankt
geeignete Bieter/Bewerber konsequent auszuschliefien.
- Grundsatzerlass an Bauverwaltungen zur konsequen-
ten Nutzung vergaberechtlich zuldssiger Spielrdume

« Uberpriifung und ggf. Ergidnzung des Vergabehand-
buchs des Bundes (VHB)

- verstarkte Anwenderschulungen/ Erfahrungsaustau-
sche mit Fokus auf Nutzung von Ermessensspielrau-
men

12. Wertungskriterien tiber den Preis hinaus

Die VOB, Teil A, sieht vor, dass der Zuschlag nicht auf
das kostengtinstigste bzw. billigste, sondern auf das
wirtschaftlichste Angebot erteilt wird. Das BMUB wird
sich da, wo zweckmaiflig, dafiir einsetzen, dass bei der
Angebotswertung im Zusammenhang mit gréfieren
komplexen Hochbauvorhaben des Bundes neben dem
reinen Angebotspreis verstirkt weitere Kriterien wie

z. B. der technische Wert des Angebots, das Maf3 der
projektspezifischen Eignung im Verhiltnis zu Mitbe-
werbern oder eine durch die Bieter mit Einreichung
des Angebots vorzulegende Risikodarstellung bertick-
sichtigt werden. Das BMUB hat im Vergabehandbuch
fir Hochbaumafnahmen des Bundes aufgezeigt, wie
die rechtlichen Ermessensspielriume zur Gestaltung
von Wertungskriterien, bei der Eignungspriifung und
der Wertung der Angebote rechtssicher, praxistauglich
und zielorientiert genutzt werden kénnen.

13. Weniger Subunternehmer

Die Einschaltung von Subunternehmern kann entspre-
chend der neuen EU-Vergabe-Richtlinie fir kritische
Leistungen durch den Auftraggeber kiinftig einge-
schriankt werden. Das BMUB wird die Bauverwaltun-
gen unterstiitzen, nach der anstehenden Umsetzung in
nationales Recht diesen Ermessensspielraum zielori-

entiert zu nutzen. Unabhéngig davon wird die Bun-
desbauverwaltung die bereits in der VOB bestehenden
Regelungen verstarkt ausschépfen: d. h. konsequente
Uberwachung der Anzeigepflicht und restriktive Hand-
habung von Zustimmungen in den begrenzten Fillen,
wo diese momentan bereits erforderlich sind.

14. Bessere Informationen iiber Auftragnehmer

Das BMUB initiiert die Einrichtung einer Datenbank
der Bundesbauverwaltung, in der Informationen zu
allen wesentlichen, von ihr geschlossenen Vertragen
mit Planern und Bauunternehmen iiber einen gewis-
sen Zeitraum hin fiir alle Vergabestellen der Bundes-
bauverwaltung ersichtlich sind. In der Datenbank wird
keine Bewertung vorgenommen, sie dient lediglich zur
internen Information tiber bestehende Auftragsver-
héltnisse. So kdnnen Informationen und Einschiatzun-
gen zu Fachkunde, Zuverlissigkeit und Leistungsfahig-
keit von einer anderen Vergabestelle der fiir den Bund
tatigen Bauverwaltungen eingeholt und Referenzanga-
ben besser eingeschitzt werden. Diese einfach umzu-
setzende Datenbank (die erforderlichen Daten sind

in den Haushaltsprogrammen der einzelnen fiir den
Bund tétigen Bauverwaltungen tiberwiegend bereits
vorhanden) ist eine sinnvolle Ergidnzung zur projekt-
unspezifischen Priqualifizierung, zumal die Baufirmen
bisher nur begrenzt Gebrauch vom Priqualifizierungs-
system machen und dieses ohnehin nicht auf freiberuf-
lich titige Planungsbiiros ausgerichtet ist.

15. Bonus- / Malus-Regelungen fiir
Planerleistungen

Das BMUB wird sich erneut fiir praktikable Bonus- /
Malus-Regelungen zur Aufnahme in die Vertriage mit
freiberuflich titigen Planungsbiiros einsetzen sowie
Erfahrungen dazu sammeln und auswerten. Diese
sollen insbesondere bei einem geringen oder hohen
Nachtragsvolumen wirksam werden. Damit soll ein
zusitzlicher monetirer Anreiz zur Verbesserung der
Planungsqualitit und damit zur Reduzierung von Bau-
nachtragen und Verzégerungen geschaffen werden.
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Handlungsfeld 6: Schnelle Reaktion bei Planungs- und

Bauablaufstérungen

Bei grofieren komplexen Hochbauprojekten sind
Unterbrechungen und Stérungen der Planung und
Bauausfiithrung mittlerweile an der Tagesordnung.
Dadurch wird eine ziigige und damit termin- und kos-
tensichere Durchfiihrung gefihrdet oder unmoglich.

Treten aufgrund der komplexen einzuhaltenden
jeweiligen internen Verfahrenswege und der groflen
Zahl der zu beteiligenden Stellen mit z. T. mehreren
Hierarchieebenen Zielkonflikte oder Schwierigkeiten
auf, die nicht auf der Projektebene ,vor Ort“ durch
die Projektleitung der Bundesbauverwaltung gelost
werden konnen, sind schnelle Entscheidungen auf
ibergeordneter Ebene erforderlich.

Nahezu alle wesentlichen Vergabe- und Vertragsent-
scheidungen unterliegen bei grofReren Planungs- und
Bauvorhaben des Bundes der gesetzlichen Nachprii-
fung. Solange ein Nachpriifungsverfahren bei den
Vergabekammern anhingig ist, darf der Zuschlag nicht
erteilt werden. Dadurch kommt es hiufig zu Zeitver-
zug und Mehrkosten fiir den 6ffentlichen Bauherren.
Daran dndert auch nichts, dass im Bundeshochbau die
weit iberwiegende Zahl der Beschwerden letztlich als
unberechtigt zuriickgewiesen werden.

Insolvenzen und die notwendige Kiindigung eines Pla-
nungsbiiros oder einer Baufirma wegen nachhaltiger
Schlechtleistung kénnen den Terminplan und damit
die Kostenentwicklung empfindlich negativ beeinflus-
sen. Fir die Rest- und Mangelbeseitigungsleistungen
im Wege der Ersatzvornahme fordert das geltende Ver-
gaberecht bei den Vergabesummen, die bei grofReren
komplexen Hochbauvorhaben des Bundes in diesen
Féllen in Rede stehen, die Vorbereitung und Durchfiih-
rung eines neuen Vergabeverfahrens. Die Beauftragung
von Ersatzvornahmen erfordert regelmaflig einen lan-
geren Zeitraum. Dies fihrt oft zu erheblichen zusitz-
lichen negativen Kosten- und Terminfolgen aufgrund
der Auswirkungen auf andere Planungsleistungen

und die Folgegewerke, insbesondere bei Vergabe von
Einzelfachlosen. Die Angst der Auftraggeber vor diesen
Zeitverlusten ist natiirlich auch den Auftragnehmern
bekannt und fuhrt dazu, dass sich dadurch das Gewicht
von Aufforderungen des Auftraggebers bei Schlecht-

leistung zur Nachbesserung oder Leistungsverstarkung
deutlich relativiert.

Regelmaiflige Storungen bei der Bauausfiihrung von
grofieren Hochbauvorhaben des Bundes sind beispiels-
weise auch Behinderungen wegen fehlender Vorleis-
tungen, Anmeldung von Bedenken zur Bauplanung,
verspatete Ausfithrung von Schliisselgewerken oder
bereits wihrend der Bauausfithrung als mangelhaft
erkannte Leistungen. Durch die erforderlichen Kla-
rungszeiten, erforderliche Nachfristsetzungen und im
Extremfall auch neuerliche Ausschreibungen entstehen
Kostenmehrungen und Terminverzégerungen.

Bei Nachtragsverhandlungen kann haufig keine schnel-
le Einigung zwischen den Vertragspartnern erzielt
werden. Die VOB sieht zwar ein Anordnungsrecht des
Auftraggebers vor. Hiufig werden die entsprechenden
Anordnungen (z. B. Beauftragung ,dem Grunde nach®)
von den Firmen vertragswidrig ignoriert, solange
insbesondere die Vergiitung noch nicht in ihrem Sinne
geklart ist, oder der Konflikt wird auf den Zeitpunkt der
Schlussrechnung verschoben. Dadurch verbleiben fiir
beide Seiten Unsicherheiten, die die Zusammenarbeit
belasten. Dies gilt verstarkt auch fiir Nachtragsforde-
rungen aufgrund von Bauzeitverldngerungen, die in
immer groflerem Umfang gestellt werden. Sowohl die
sachgerechte Aufstellung als auch die Priifung ist auf-
grund der regelmifig multifaktoriellen auslésenden
Grinde und der komplexen Rechtslage sehr aufwindig
und im Hinblick auf das Ergebnis mit hohen Risiken
flir beide Seiten behaftet.

Nach § 18.2 VOB, Teil B kann von Baufirmen bei Kon-
flikten die Aufsichtsbehorde der jeweiligen Bauverwal-
tung zur Schlichtung angerufen werden. Von dieser
kostengiinstigen und schnellen Moglichkeit wird von
den Bauunternehmen allerdings selten Gebrauch ge-
macht. Dagegen erweisen sich Gerichtsverfahren oft als
langwierig. Sie enden hiufig erst lange nach Abschluss
des Bauvorhabens, nach vielen teuren Gutachten und
aufwindiger Prozessfithrung mit einem mehr oder
weniger nachvollziehbaren Vergleich der Parteien. In-
soweit ist der Rechtsweg wenig geeignet, die wihrend
der Planungs- und Bauphase entstehenden Konflikte

17



Reform Bundesbau

18

schnell zu 16sen und damit die notwendige vertrauens-
volle Zusammenarbeit in der Planungs- und Bauphase
zu unterstiitzen.

Defizite hinsichtlich einer schnellen und nachhaltigen
Reaktion bei Planungs- und Bauablaufstérungen waren
z.B.bei den Projekten ,Erweiterung Marie-Elisabeth-
Liders-Haus fiir den Deutschen Bundestag in Berlin®
und beim ,Neu- und Umbau fiir das BMUB in der
Stresemannstrafle in Berlin“ eine der wesentlichen
Ursachen fiir Probleme bei der Kosten- und Termin-
einhaltung. Die Vergabebeschwerde eines Rohbauun-
ternehmers fithrte beim Marie-Elisabeth-Liiders-Haus
zu einem Verzug von neun Monaten. Dadurch bedingt
verzogerten sich die Nachfolgegewerke und es ent-
standen zudem erhebliche Mehrkosten. Die Vergabe-
kammer wies die Beschwerde zwar als unberechtigt ab,
trotzdem kann der Ersatz der Mehrkosten nicht gel-
tend gemacht werden. Auch beim Neu- und Umbau fiir
das BMUB gab es mehrere Vergabebeschwerden. Vier
Insolvenzen und Kiindigungen von Auftragnehmern
wegen mangelhafter Leistungserbringung verursach-
ten einen massiv gestorten Bauablauf.

16. Schnelle Entscheidungen bei ,,Krisen®

Wir werden ein Standardverfahren entwickeln, um bei
Schwierigkeiten oder Konflikten zwischen den Projekt-
beteiligten, die nicht ,vor Ort“ auf Projektebene gelost
werden konnen und die den Projekterfolg nachhaltig
gefihrden konnen, abgestimmte Entscheidungen kurz-
fristig herbeifiihren zu kénnen. Das kann z.B. in Form
eines vereinbarten Eskalationsmanagements oder mit
einem iibergeordneten Projekt- bzw. Lenkungsaus-
schuss erfolgen. Mit einem Grundsatzerlass zur Ein-
fihrung eines regelméafligen Eskalationsmanagements
werden wir dies in die Praxis umsetzen, in der Projekt-
managementrichtlinie und im Musterprojekthandbuch
sollen Vorgaben fir ein systematisiertes Eskalations-
management gemacht werden. Bei allen relevanten
Vorhaben, bei denen dies nicht bereits erfolgt ist,
werden wir ibergeordnete Lenkungsgruppen einrich-
ten. Ziel ist es, wesentliche Konflikte auf Projektebene
nicht zu verdrangen, sondern sie zeitnah zwischen den
Beteiligten mit einem fairen und fiir alle Beteiligten
verbindlichen Interessenausgleich zu 16sen.

17. Kein Zuschlagsverbot bei
Nachpriifungsverfahren

Das BMUB wird priifen, inwieweit eine Anderung des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB)
mit EU-Recht vereinbar ist und auf entsprechende
Anderung mit folgendem Ziel dringen: Auch wih-
rend laufender Nachpriifungsverfahren sollte eine
Zuschlagserteilung nicht gehemmt sein bzw. sollten
Entscheidungen deutlich schneller getroffen werden.
Damit einhergehend ist eine ausgewogene Regelung
zum Interessenausgleich im Falle einer fehlerhaften
Zuschlagserteilung zu entwickeln.

18. Schnellere Reaktion bei Schlechtleistungen

Das BMUB wird die Bundesbauverwaltung mit Blick
auf die Folgen fiir den Bund und das Projektunterstiit-
zen, nachhaltige Schlechtleistungen von beauftragten
Planern und Baufirmen kiinftig noch schneller und
konsequenter zu ahnden, und nétige Gegenmafinah-
men frithzeitiger als bisher zu ergreifen. Dazu muss der



Bundesbauverwaltung bei gréf3eren komplexen Projek-
ten eine qualifizierte juristische Projektbegleitung in
ausreichendem Umfang zur Verfiigung stehen.

19. Schnellere Ersatzvornahme bei Insolvenz
und Kiindigung

Bei Insolvenzen und Kiindigungen durch den Auf-
traggeber ist aufgrund EU-rechtlicher Vorgaben ein
neues Vergabeverfahren erforderlich, da in der Regel
der Umfang des Auftrags sich durch bereits erbrachte
Leistungen gedndert hat. Eine schnelle Reaktion bei
Schlechtleistungen ist damit nicht méglich. Dies fiihrt
zu erheblichem Zeitverzug und daraus folgenden
Kostensteigerungen und kann sogar eine Ursache daftir
sein, dass notwendige Kiindigungen unterbleiben. Wir
werden uns fiir eine politische Initiative Deutschlands
auf EU-Ebene einsetzen, damit solche ,,Notvergaben®
ohne erneute Ausschreibung erfolgen kénnen, und die
Vorschriften des nationalen Vergaberechts priifen.

20. AuBergerichtliche
Streitschlichtungsverfahren

Das BMUB wird sich verstirkt fiir die Anwendung von
auflergerichtlichen Streitschlichtungsverfahren bei
grofieren komplexen Hochbauvorhaben des Bundes
einsetzen. § 18.3 VOB, Teil B, ermdglicht dies bereits seit
langerer Zeit, ohne dass die Bauverwaltungen bisher

in nennenswertem Umfang davon Gebrauch gemacht
hitten oder dies von Auftragnehmern nachgefragt
worden wire. Ziel solcher Verfahren ist es, kurzfristig
eine vorlaufige, aber fiir alle Seiten zunéchst verbind-
liche Entscheidung in Konfliktfallen zu erreichen, um
Unterbrechungen des Planungs- und Bauablaufs zu
vermeiden bzw. zu verringern. Dazu wird ein Streit-
entscheidungsmechanismus zwischen den Parteien
vertraglich vereinbart. Die Entscheidungen kénnen
dann nur nachtraglich oder parallel gerichtlich tiber-
priift werden. Die Bundesbauverwaltung testet bereits
bei ersten Pilotprojekten den Einsatz solcher Verfahren
im Hinblick auf Akzeptanz, Effizienz und Wirtschaft-
lichkeit.

21. Klarere Anspruchsgrundlagen bei
Bauzeitverlangerung

Das BMUB wird sich fiir faire und klare rechtliche
Grundlagen zur Geltendmachung von Anspriichen aus
Bauzeitverldngerung einsetzen. Zahlreiche verschie-
dene Anspruchsgrundlagen im allgemeinen Werkver-
tragsrecht und in der VOB, Teil B, fithren dazu, dass die
Aufstellung und Priifung von Nachtragsforderungen
aus Bauzeitverlingerung regelmifiig sehr aufwindig,
komplex sowie interpretierbar sind und dadurch mit
ungewissem Ausgang erfolgt. Ziel des BMUB ist, eine
klare, eindeutige, einfach handhabbare und fiir Auf-
tragnehmer und Auftraggeber ausgewogene Regelung
zu schaffen. Dies dient auch der Risikominimierung fiir
beide Vertragspartner.

- Initiierung eines Forschungsvorhabens

» Erarbeitung einer Handlungsanleitung

« Entwicklung von Vorgaben fiir die Angebotserstellung
und -prifung

- [dentifizierung und Implementierung von Pilotvor-
haben

- Erarbeitung von vertraglichen Regelungen zur Risiko-
verteilung

22. Angemessene Projektversicherung

Das BMUB hat bei Bundeshochbaumaffnahmen den
Versicherungsrahmen fiir Planungsleistungen bereits
erhoht. Im Regelwerk fiir den Bundesbau wurde eine
Staffelung der Hohe der nachzuweisenden Planerhaft-
pflichtversicherungssummen entsprechend Projekt-
grofle aufgenommen. Einzelfallbezogen kénnen auch
weitere Versicherungsmodelle sinnvoll werden (z. B.
Multirisk-Versicherung). Dabei wird auch untersucht,
wer die Versicherung sinnvollerweise abschliefien soll-
te (Auftraggeber, Planer, Bauunternehmen). Das Bun-
desbauministerium wird eine konkrete Handlungsan-
leitung entwickeln, in welchem Umfang und welche
Art von Versicherung speziell bei gréfleren Hochbau-
vorhaben des Bundes zur Anwendung kommen soll.

Reform Bundesbau

19



Reform Bundesbau

20

Handlungsfeld 7: Neue

partnerschaftliche Vertragsmodelle

Die Trennung von Planung und Ausfiihrung ist ein
traditionelles Grundprinzip in Deutschland, insbeson-
dere im 6ffentlichen Hochbau. Primat des 6ffentlichen
Vergaberechts ist die Vergabe von Bauleistungen in
Fachgewerken und als Einheitspreisvertrag mit Leis-
tungsverzeichnis.

Bei kompletter Trennung von Planung und Ausfith-
rung sowie bei Vergabe in Einzelgewerken mit Ein-
heitspreisvertrag ist eine Beteiligung der ausfiihrenden
Firmen vor der Ausschreibung, z. B. bei der Erstellung
der Planung und der Leistungsbeschreibung grund-
satzlich vergaberechtlich unzuldssig, u. a. wegen der
Korruptionsgefahr. Das Fachwissen und die Erfahrung
von ausfiihrenden Unternehmen kann deshalbi.d.R.
fir eine Optimierung der Planung, Ausschreibung und
Ausfiihrung nicht genutzt werden. Die Nutzung inno-
vativer Vorschlige seitens der Unternehmen tiber die
Zulassung von Nebenangeboten oder Sondervorschla-
gen von Bietern ist zwar grundsatzlich moglich. In der
Praxis werden Nebenangebote aufgrund der Wertungs-
problematik jedoch meist gar nicht erst zugelassen.

Die geltende Vergabe- und Vertragssystematik unter-
stellt, dass der 6ffentliche Bauherr seine benétigten
Leistungen umfassend, abschliefend und interpreta-
tionsfrei, ggf. mit Hilfe von Freiberuflern, beschreiben
kann. Soweit dies der Fall ist, erhilt dann nach Prifung
und Feststellung der Eignung eines Bieters das Angebot
mit dem besten Preis den Zuschlag. Bei den grofReren
komplexen Hochbauvorhaben des Bundes, insbesonde-
re bei Sanierung oder Umnutzung von Bestandsbauten
oder neuen Spezialbauten zeigt sich aber immer wie-
der, dass sich die benétigten Leistungen zum Zeitpunkt
der Ausschreibung nicht vollstindig, interpretationsfrei
und abschliefiend beschreiben lassen. Zunehmend hat
sich daher mittlerweile ein firmeninternes vorvertrag-
liches Nachtragsmanagement herausgebildet: Haufig
priifen Firmen bereits wihrend der Kalkulationsphase
die Leistungsverzeichnisse intern auf Fehler, Liicken
und Risiken, zeigen diese aber nicht etwa - wie gemaf}
VOB vorgesehen - in der Angebotsphase beim Auf-
traggeber zur Kliarung an, sondern geben ein strate-
gisch kalkuliertes Angebot ab mit dem Ziel, bei einem
niedrigen Angebotspreis im Ergebnis nach Zuschlag

eine hohe Abrechnungssumme durch Nachtréige zu
erreichen.

Das den Vertriagen zugrunde liegende Prinzip, die Pro-
jektziele lediglich durch eindeutige und umfassende
Beschreibung des Bau-Solls erreichen zu kdnnen, stofdt
in der Praxis immer mehr an Grenzen. Zur justitiab-
len Durchsetzung von Anspriichen auf ,geschuldete”
Leistungen werden zudem immer komplexere Vertrige
und ein immer héherer Dokumentationsaufwand
erforderlich.

Grundsitzliches Ziel des EU-Vergaberechts ist es, einen
fairen und transparenten Wettbewerb zu eréffnen,

in dem alle Bewerber gleich behandelt werden. Die
aktuelle Angebots- und Vergabepraxis der Unterneh-
men nutzt jedoch die im Detail vorhandenen Spielrdu-
me zum Taktieren (z. B. Mischkalkulation), um an die
erstrebten Auftriage zu gelangen. Ziel des Auftraggebers
muss es sein, dass nicht die Firma den Zuschlag erhilt,
die am geschicktesten fir sich kalkuliert, sondern die
das beste Preis-/ Leistungsverhiltnis erbringt.

Nachhaltiges, langfristiges und vertrauensvolles
Zusammenwirken wird bisher vergleichsweise gering
honoriert.



23. Bonus- / Malus-Regelungen fiir
Bauleistungen

Das BMUB wird priifen, wie auch im bestehenden
Rechtsrahmen durch den verstirkten Einsatz von Bo-
nus- und Malus-Regelungen Anreize zu partnerschaft-
lichem Verhalten geschaffen werden kénnen, die tiber
die bestehenden Méglichkeiten, wie z. B. die Vereinba-
rung von Vertragsstrafen, hinausgehen. Wiinschens-
wert wire es, eine Firma dafiir ,belohnen” zu konnen,
dass sie einen Optimierungsvorschlag einbringt, einen
Planungsfehler aufdeckt oder kooperativ und l6sungs-
orientiert, statt defensiv und problemsuchend agiert.
Dies betrifft sowohl die Angebotsphase als auch die
Bauphase. Dazu werden wir ein Forschungsvorhaben
initiieren und Pilotvorhaben starten, um auf dieser
Grundlage eine Handlungsanleitung zu erarbeiten. Ziel
ist es, auch Alternativen zu Vertragsstrafen aufzuzeigen,
die sich nur bedingt bewéhrt haben.

24. Transparente Kalkulationsunterlagen

Das BMUB hilt die Vorlage und Prifung der Urkalku-
lation der Bieter der engeren Wahl vor Zuschlagsertei-
lung fiir zwingend erforderlich. Dadurch kénnen Un-
terpreisangebote und rein spekulative Einheitspreise
besser erkannt werden und ggf. ausgeschlossen werden.
So wird eine dem tatsdchlichen Aufwand entspre-
chende Preisbildung bei zusitzlichen bzw. gednderten
Leistungen gewidhrleistet und es werden damit ziigige
Nachtragsvereinbarungen unterstiitzt (bisher bei ge-
dnderten Leistungen: ,guter Einheitspreis bleibt guter
Preis, schlechter Einheitspreis bleibt schlechter Preis”).
Es liegt nicht im Interesse des Bundes, vordergriindige
~Schndppchen-Angebote“ zu beauftragen, sondern nur
solche Firmen, die das Bau-Soll in quantitativer, quali-
tativer und terminlicher Hinsicht einwandfrei und zu
einem angemessenen Preis mit einer angemessenen
Gewinnspanne erbringen. Soweit erforderlich, wird
sich das BMUB fiir eine Anpassung der VOB einsetzen.

25. Pilotverfahren zu Partnering-Modellen

Im europiischen Ausland und in der Privatwirtschaft
werden bei grofReren 6ffentlichen Bauvorhaben zuneh-

mend partnerschaftlich orientierte Vertragsmodelle
angewendet. Es sind bisher noch keine substantiell be-
wertbaren und tibertragbaren Untersuchungsergebnis-
se iiber den Erfolg derartiger Vertragsmodelle fiir das
offentliche Bauen in Deutschland bekannt. Das BMUB
wird ergebnisoffen darauf hinwirken, dass im Rahmen
von Pilotverfahren in seinem Zustandigkeitsbereich
Erfahrungen auch mit alternativen Vertragsformen
gesammelt werden (z. B. Open Books, Target - Cost).
Die Vorbereitung eines ersten ,,Partnering-Modells“ bei
einem Grof3bauvorhaben des Bundes ist bereits weit
fortgeschritten.

Reform Bundesbau
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Handlungsfeld 8: Straffe interne Verfahren

Von der ersten Bedarfsermittlung bis zur Fertigstellung
vergehen bei Projekten des Bundes im In- und Ausland
oft viele Jahre. Die Projektvorbereitung dauert im Ver-
héltnis zur Planung- und Baudurchfiithrung oft zu lang.
Ursiachlich sind dafiir u.a. die komplexen internen Ver-
fahren und Strukturen mit einer Vielzahl von Beteilig-
ten, zu langen Abstimmungsdauern und vermeidbaren
Redundanzen, z.B. durch Doppelpriifungen und Dop-
pelstrukturen. Die komplexe arbeitsteilige Aufstellung
des Bundes bei grofieren Hochbauvorhaben birgt trotz
formal klarer Spielregeln latent die Gefahr unklarer
Zustandigkeiten und Verantwortlichkeiten und damit
von Projektstorungen. Sachgerechte Zustandigkeiten,
straffe Abldufe und eindeutige Schnittstellen zwischen
den Beteiligten auf Bauherrnseite sind aber ein ganz
wesentlicher Erfolgsfaktor fiir Bauprojekte. Auch

fiir die Inbetriebnahme bzw. die Phase der Ubergabe
des Gebdudes an den Nutzer ist dies von erheblicher
Bedeutung.

Die Maf nahmentréger (z. B. Bundesanstalt fiir Im-
mobilienaufgaben BImA), Nutzer und Ministerien
bauen immer hiufiger ,eigenen Bausachverstand“ auf.
Dadurch entstehen haufig Mehrfachbefassungen bzw.
Doppelprifungen mit vermeidbaren Verzégerungen.
Die an sich klaren Verantwortlichkeiten verwischen
sich zunehmend.

Haufig wird die im Regelwerk vorgegebene zeitliche
und logische Reihenfolge bei der Erstellung der haus-
haltsbegriindenden Unterlagen fiir ein Bauvorhaben
(Bedarfsplanung - Variantenuntersuchung - Qualifi-
zierung zur Haushaltsunterlage) nicht eingehalten.
Dadurch geht Zeit verloren und es entstehen Mehrkos-
ten infolge von Doppelbearbeitungen und Anderungs-
planungen.

Interne Priifungen und Genehmigungen oberhalb der
Projektebene beschranken sich hiufig nicht auf die
wesentlichen Gesichtspunkte sowie auf die jeweilige
Zustandigkeit und dauern in der Regel zu lange.

In der Endphase der Fertigstellung entsteht haufig
Zeitverzug. Die Definitionen von Abnahmereife ge-
mif Bauvertrag und Ubergabereife gemif internem

Regelwerk sind nicht kongruent bzw. werden von
Bauverwaltung und Mafnahmentriager unterschied-
lich ausgelegt, so dass Manahmentriager wegen ver-
meintlich geringer Restmingel hiufig die Ubernahme
verweigern. Zudem nimmt die Beseitigung von Rest-
méingeln und die Einregulierung und Inbetriebnahme
der Gebaudetechnik haufig mehr Zeit in Anspruch als
geplant.

Defizite in internen Verfahren waren z.B. bei den
Projekten ,Neu- und Umbau Bundesarchiv Berlin“,
»Sanierung Bundeskriminalamt in Wiesbaden, Bau-
mafdnahme Riickbau Kriminaltechnik” und ,Neubau
Kanzlei der Deutschen Botschaft in La Paz / Bolivien“
eine der wesentlichen Ursachen fiir Probleme bei der
Termin- und Kostensicherheit. Beim Bundesarchiv
Berlin und der Sanierung des Bundeskriminalamtes
Wiesbaden waren nach der baufachlichen Genehmi-
gung durch das BMUB bis hin zur haushaltsrechtli-
chen Anerkennung nochmals intensive Abstimmungen
zwischen den beteiligten Ressorts erforderlich, bei
denen auch baufachliche Themen wieder hinterfragt
wurden. Das Verfahren erforderte dadurch einen

sehr langen Zeitraum. Beim Neubau der Kanzlei der
Deutschen Botschaft in La Paz, einem vergleichsweise
kleinen Projekt, vergingen zwischen Planungsauftrag
bis zur haushaltsméRigen Anerkennung der EW-Bau
neun Jahre. Mit einer besseren Steuerung und klareren
Aufgabenwahrnehmung der Beteiligten hitte erheb-
lich Zeit eingespart werden konnen.



26. Klare Strukturierung Phase der
Projektvorbereitung bis zur ES-Bau Erstellung

Der Projektstart eines Bauvorhabens muss kiinftig
klarer definiert werden. Voraussetzung fiir den Pro-
jektstart ist eine durch das fiir den Nutzer zustindige
Bundesressort genehmigte Bedarfsplanung des Nutzers
bzw. Mafinahmentrégers. Bis zu diesem Zeitpunkt

sind Planungen weder sinnvoll noch erforderlich. Die
sich anschliefiende Phase der Varianten- und Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung zur Bedarfsdeckung
sowie die Weiterqualifizierung zur Haushaltsunterla-
ge sind dagegen wesentlich durch baufachliche und
immobilien6konomische Fragestellungen geprigt. Die
Weiterqualifizierung zur ES-Bau sollte wiederum nur
erfolgen, wenn die Variantenuntersuchung abgeschlos-
sen ist und die Wirtschaftlichkeit der Eigenbaulosung
bestatigt wurde. Durch eine klar strukturierte Vorge-
hensweise werden das Risiko von Doppelplanungen
verringert und evtl. verlorene Planungskosten ver-
mieden. Das BMUB wird sich zudem dafiir einsetzen,
dass abweichend von den bisherigen Regelungen,

die Bauverwaltung mit Abschluss der nutzerseitigen
Bedarfsplanung neben der fachlichen Beratung wieder
eine stiarkere Koordinierungs- und Managementfunkti-
on sowie die Gesamtprojektleitung tibernimmt, um so
die Dauer der Vorprojektphase zu verkiirzen.

27.Vermeidung von Doppelstrukturen und
Doppelbefassungen

Das BMUB wird bei BMF, den Mafnahmentrigern und
den fir die Nutzer zustdndigen Ressorts eine ,,Riick-
besinnung* auf die ureigenen Zustindigkeiten und
Kernkompetenzen einfordern. Nutzer und Maf¢nah-
mentrager sollten sich wieder starker auf die Bedarfs-
planung und den Betrieb konzentrieren, die Bundes-
bauverwaltung sollte das Gesamtprojektmanagement
sowie die Projektplanung und -durchfithrung noch
weiter professionalisieren. Auch die internen Prif- und
Genehmigungsprozesse, die in vielen Fillen zu ver-
meidbaren Verzégerungen und damit zu Projektrisiken
beitragen, wird BMUB mit dem Ziel iiberpriifen, Mehr-
fachzustandigkeiten und Doppelpriifungen abzubauen.
Ziel des BMUB ist es, dass jede Institution nur die Auf-

gaben Ubernimmit, fiir die sie zustdndig und qualifiziert
ist, und dass innerhalb der beteiligten Institutionen mit
z.T. mehreren Hierarchieebenen die Verantwortlichkei-
ten klar personalisiert sind.

28. Reduzierung von internen Priif- und
Genehmigungszeiten

Das BMUB wird sich dafiir einsetzen, dass sich die

an den internen Priif- und Genehmigungsverfahren
beteiligten Institutionen noch starker auf die jeweils
relevanten Gesichtspunkte und die interne Qualitatssi-
cherung beschranken. Priiffungs- und Genehmigungs-
zeiten sollen planbarer gestaltet und deutlich verkiirzt
werden, indem z.B. Priif- und Genehmigungsfristen
festgelegt werden. Fir BMUB vorstellbar ist z.B., dass
fir das interne komplexe Genehmigungs- und An-
erkennungsverfahren nach § 24 BHO (haushaltsbe-
grindende Unterlagen) ein Regelzeitraum von 3 bis
maximal 6 Monaten vereinbart wird.

29. Verbessertes Inbetriebnahme-Management
und Ubergabeverfahren

Das BMUB wird darauf hinwirken, dass die Schnittstel-
len und Verfahrensschritte in der kritischen Projekt-
endphase im Ubergang von Baufertigstellung bis zur
Ubernahme durch den Mafinahmentréger zwischen
Bundesbauverwaltung (inkl. deren Planer und Firmen),
Maftnahmentréiger und Nutzer (inkl. deren Planer

und Firmen) sachgerechter und konkreter festgelegt
werden. Weiter sollte im Regelwerk und in den Bau-
vertrigen konkretisiert werden, in welchem Zustand
der Mingelbeseitigung ein Gebaude abnahme- bzw.
Uibergabereif ist.
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Handlungsfeld 9: Angemessene Ausstattung

Bundesbauverwaltung

In den 1980er und 1990er Jahren war es im Sinne eines Robert-Koch-Institut in Berlin“ eine mit entscheidende
~schlanken Staates“ iberwiegend erklérter politischer Ursache fiir Probleme bei der Kosten- und Terminein-
Wille, den Staat auf seine Kernaufgaben im engsten haltung. Beim Robert-Koch-Institut wiesen die Leis-
Sinne zu begrenzen und sich so weit wie moglich tungen des Generalplaners erhebliche Defizite auf. Die
zur Aufgabenerledigung Privater zu bedienen. Hin- Projektsteuerung war aus Kapazitatsgriinden ebenfalls
zu kamen die generellen Stelleneinsparvorgaben in extern vergeben. Aufgrund des zu geringen eigenen
den letzten Jahren aufgrund der notwendigen Haus- Personaleinsatzes hat die Bauverwaltung die Probleme
haltskonsolidierungen. Im Ergebnis entsprechender nicht rechtzeitig erkannt und konnte nicht rechtzeitig
politischer Vorgaben wurde auch das fiir den Bundes- gegensteuern.

bau titige Personal in den letzten Jahrzehnten massiv
reduziert. Der Personalabbau ist in einzelnen Bereichen
so weit fortgeschritten, dass die Aufgaben teilweise nur
noch mit Qualitatseinbufien, zeitlicher Verzogerung
und hohen Kosten- und Terminrisiken erledigt werden
koénnen.

Bedingt durch die differenzierte Struktur der Bun-
desbauverwaltung mit dem Bundesamt fiir Bauwesen
und Raumordnung als eigener Behorde und 15 fiir den
Bund als seine Organe in den Landern tétigen Bau-
verwaltungen zeigen sich deutliche Unterschiede bei
den einzelnen Bauverwaltungen hinsichtlich Leitbild,
Rechtsform, Aufbau, Organisation, aber auch beim Um-
fang der mit eigenem Personal erbrachten Leistungen.
Zum Teil werden bei grofleren komplexen Hochbau-
vorhaben des Bundes neben den Planungsleistungen
auch die kompletten Projektsteuerungsleistungen an
externe Biros vergeben. Durch den hohen Fremdver-
gabeanteil sind zudem Steuerungsmoglichkeiten bei
Schwankungen im Auftragsvolumen nur noch be-
grenzt gegeben.

Die grofleren Bundesbaumafinahmen stellen aufgrund
ihrer Unterschiedlichkeit und Komplexitit regelmifiig
sehr hohe Anforderungen an alle Beteiligten, insbeson-
dere an die Bauverwaltung. Es ist immer mehr Ma-
nagement- und Expertenwissen aus verschiedensten
Bereichen erforderlich. Wichtig ist es, das Wissen und
die gewonnenen Erfahrungen zielgerichtet und prazise
zu sichern, um diese fiir andere Projekte und Personen
verfiighar und tibertragbar zu machen.

Defizite durch eine unzureichende Personalausstat-

tung der Bauverwaltung waren z. B. bei dem Projekt
»Neubau eines Hochsicherheitslaborgebaudes fir das
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30. Sich weiter entwickelnde
Bundesbauverwaltung

Das BMUB setzt sich dafiir ein, dass die Bundesbau-
verwaltung kontinuierlich ihre Aufbau- und Ablauf-
organisation auf den Priifstand stellt und weiterent-
wickelt. Dazu werden bei Bedarf einvernehmliche,
situationsbezogene Organisationsuntersuchungen mit
Unterstiitzung auch externer Berater erfolgen, um die
Effizienz einzelner Bereiche zu bestétigen oder, falls
erforderlich, zu steigern.

31. Angemessene Eigenerledigung von
Planungsleistungen

Das BMUB setzt sich fiir einen angemessenen Eigener-
ledigungsanteil der Bauverwaltungen auch bei Pla-
nungsleistungen ein. Dies verbessert die Reaktionszeit
bei dringenden Vorhaben, unterstitzt die Wirtschaft-
lichkeit in frithen Projektphasen und trigt zum Erhalt
der fachlichen Kompetenz der Bauverwaltungen bei.
Das BMUB wird die Entwicklung der Bundesbauver-
waltung im Sinne einer Baumanagementverwaltung
mit eigener fachlicher Expertise und Leistungsfiahigkeit
fordern.

32.Verbesserte Fortbildung und
Wissensmanagement

Das BMUB entwickelt ein tibergreifendes Fortbildungs-
angebot und unterstiitzt die Umsetzung von internen
Konzepten zum Wissenstransfer in der Bundesbau-
verwaltung. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf dem
Projektmanagement. Das BMUB wird den Erfahrungs-
austausch zu den relevanten Themen innerhalb der
Bundesbauverwaltung und im Zusammenwirken mit
den iibrigen Planungs- und Baubeteiligten férdern, die
Bildung von Kompetenzzentren innerhalb der Bundes-
bauverwaltung priifen und einen offenen Austausch
auch mit Vertretern aus dem nichtoffentlichen Bereich
initiieren.

33. Verbesserte Grundlagenpflege

Das BMUB verbessert kontinuierlich die Pflege, Bereit-
stellung und Nutzung von belastbaren Grundlagenda-
ten sowie von Fachinformationen (z. B. im Hinblick auf
Baukosten, Betriebskosten, Bauwerksdaten etc.). Die
vorhandenen Informationssysteme und Datenbanke
dafiir sollen ausgebaut und verbreitert werden. Das
BMUB wird ein Konzept zur Evaluierung von gré-
fReren Hochbauprojekten der Bundesbauverwaltung
entwickeln und einfiihren. Dadurch sollen Erfahrun-
gen, insbesondere auch unter Projektmanagement-
gesichtspunkten, im Hinblick auf die Erreichung der
Projektziele systematisch ausgewertet und fur kiinftige
Projekte gesichert werden.

34. Effiziente Bundesbauverwaltung mit
angemessener Personalausstattung

Das BMUB hat bereits die Grundstruktur eines iberge-
ordneten Ressourcen-Controllings der Bundesbauver-
waltung entwickelt. Ziel ist eine angemessene Ressour-
cenbemessung und -steuerung des internen Personals
auf Grundlage eines ibergreifenden Kennzahlenver-
gleichs. Dazu wurde inzwischen u.a. eine Datenbank
(eVKE) eingerichtet, in der bundesweit auf einheitlicher
Grundlage projektspezifisch Kosten- und Leistungsda-
ten (Planzahlen/IST-Zahlen) erfasst und ausgewertet
werden. Die Datenbank ist bereits im Wirkbetrieb, die
Dateneingabe noch in der Aufbauphase.
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Kurzfassung

In der Offentlichkeit bekannte Grofprojekte wie Elb-
philharmonie, Stuttgart 21 oder der Flughafen Berlin
Brandenburg International kosten mehr und dauern
langer als angekiindigt. Es entsteht der Eindruck, dass
die o6ffentliche Hand den Kosten- und Zeitrahmen

bei ihren Bauprojekten nicht im Griff hat. Auch bei
Hochbaumafinahmen des Bundes, fiir die das Bundes-
bauministerium letztverantwortlich ist, kommt es zu
Kosten- und Terminverzdégerungen. Von 300 unter-
suchten Projekten mit mehr als 10 Mio. Baukosten
liegen mehr als 40 % nicht anndhernd im urspriinglich
prognostizierten Kostenrahmen, 35 % nicht anniahernd
im Terminrahmen. Es besteht Handlungsbedarf.

Mit dem Aktionsprogramm ,,Reform Bundesbau* wol-
len wir wirksam gegensteuern. Wir haben die Haupt-
griinde benannt, 9 Handlungsfelder identifiziert und
34 Maftnahmenempfehlungen entwickelt, um mittel-
und langerfristig eine deutliche Verbesserung der Kos-
ten-, Termin- und Qualititssicherheit zu erreichen. Der
Schwerpunkt liegt dabei auf einer Verbesserung der
Umsetzungskompetenz. Erginzend machen wir auch
Vorschlige zur begrenzten Anderung von Regelwerken
und im Bundesbau iiblichen Vergabe- und Vertragsre-
gelungen.

Verbesserungen fordern wir von allen am Bau Betei-
ligten ein: von Mafinahmentrdgern und Nutzern, von
beteiligten Ministerien, von der Bundesbauverwaltung,
die fiir Projektmanagement und -durchfiihrung ver-
antwortlich ist, und nicht zuletzt auch von den Planern
und Bauunternehmen, die im Auftrag des Bundes den
weit Uberwiegenden Teil der Planungs- und sdmtliche
Bauleistungen erbringen und damit ganz wesentlich
zum Projekterfolg oder -misserfolg beitragen. Exemp-
larisch mochten wir einige Punkte nennen:

1. Starkes Projektmanagement

Wir werden die Befugnisse der Projektleiterinnen und
Projektleiter der Bundesbauverwaltung starken und
die Kernkompetenz der Bauverwaltung im Projektma-
nagement weiter verbessern. Komplettvergaben der
Projektsteuerungsaufgaben an Externe haben sich in

vielen Fallen nicht bewihrt.

Durch effizientere Organisation und weitere fachliche
Qualifizierung wollen wir die Qualititssicherung bei
Planungs- und Bauleitungsleistungen verbessern.

Wir wollen uns einheitliche Standards fiir gutes Pro-
jektmanagement geben und in einer Projektmanage-
mentrichtlinie sowie einem Musterprojekthandbuch
festlegen. Dabei wollen wir anwendungsbezogene Tools
nach dem Best-Practice Prinzip bereitstellen.

2. Belastbare Bedarfsplanung

Wir wollen uns bei Nutzern und Mafinahmentrigern
flr eine frithzeitigere und aktivere Einbindung der
Bundesbauverwaltung in der Phase der Projektvorbe-
reitung einsetzen und so zur Verbesserung der Bedarfs-
planung beitragen. Eine umfassende und belastbare
Bedarfsplanung hilft spitere kosten- und zeitintensive
Anderungen zu vermeiden.

3. Prognose und Veranschlagung von
Projektrisiken

Wir werden Vorgaben fiir ein systematisches Risikoma-
nagement in Form einer Risikomanagementrichtlinie
entwickeln und im Regelwerk fiir den Bundeshochbau
verankern.

In Abstimmung mit dem Bundesministerium der
Finanzen wollen wir dafiir sorgen, dass angemessene
Risikokosten einschlieRlich der Preisentwicklung im
Haushalt klar benannt und veranschlagt werden. Dies
ist bisher nicht der Fall.

4. Belastbare Termin- und Kostenaussagen

Wir werden bei komplexen Bauvorhaben kiinftig
verstarkt vertiefte und belastbarere Planungen zur
Grundlage der Veranschlagung im Bundeshaushalt
machen. Nicht belastbare Schitzkosten bringen uns
nicht weiter. Die momentane tiberwiegende Praxis
der Genehmigung und Veranschlagung der Baukosten
lediglich aufgrund von Kennwerten ermoglicht bei
komplexen Vorhaben keine ausreichende Kosten- und
Terminsicherheit.



5. Auswahl der besten Planer, Bauunternehmen
und Angebote

Bei der Wertung der Angebote wollen wir starker als
bisher qualitits- und leistungsorientierte Kriterien
anwenden und nicht nur den reinen Angebotspreis.
Wir werden das Vergabehandbuch des Bundes mit
rechtssicheren Handlungsanleitungen konkretisieren
und ergianzen. Der hohe Preisdruck verleitet Anbieter
von Bauleistungen hiufig dazu, zu niedrige Angebote
abzugeben. Nach Auftragserteilung muss das ,,Delta“
dann durch Nachtrige oder Abstriche bei der Qualitit
wieder hereingeholt werden.

6. Schnelle Reaktion bei Planungs- und
Bauablaufstorungen

Wir werden vergaberechtlich prifen, inwieweit die
aufschiebende Wirkung von Nachpriifungsverfahren
begrenzt und Ersatzvornahmen nach Insolvenz oder
Kindigungen vereinfacht und beschleunigt erfolgen
koénnen.

Wir werden - zunéchst bei Pilotprojekten - aufierge-
richtliche Streitschlichtungsverfahren anwenden, um
schneller verbindliche Entscheidungen bei Konfliktfal-
len zu erzielen.

Wir wollen berechenbare Regelungen zur Risikovertei-
lung und Vergiitung im Falle von Bauzeitverldngerun-
gen schaffen.

Wir werden uns dafiir einsetzen, rechtzeitig und kon-
sequent GegenmafRnahmen bei Schlechtleistungen zu
ergreifen.

7. Neue Partnerschaftliche Vertragsmodelle

Wir werden weitere Pilotverfahren mit Partnering-Ele-
menten durchfiihren und die Anwendung von alterna-
tiven Vertragsformen (z. B. Open-Books, Target-Cost)
testen.

Wir werden uns dafiir einsetzen, wirksame Bonus-/
Malus-Systeme zur Integration in Planer- und Bauver-
trage zu entwickeln.

Wir wollen im Vergabehandbuch des Bundes darauf
hinwirken, dass die vorzulegenden Kalkulationsun-
terlagen noch grofere Transparenz aufweisen, um
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taktische Angebote vor Zuschlagserteilung besser
ausschliefden zu kénnen.

8. Straffe interne Verfahren

Wir werden in der Vorprojektphase strikt auf eine
sukzessive Abarbeitung der Schritte ,Bedarfsplanung,
Variantenuntersuchung und Weiterqualifizierung zur
Haushaltsunterlage® verpflichten und die Beteiligten
hierfir sensibilisieren. Eine bessere Organisation der
Ablaufe spart Zeit und Geld.

Wir wollen prizise Schnittstellendefinitionen erarbei-
ten und alle Beteiligten hinsichtlich Threr Zusténdig-
keiten sensibilisieren. Das verhindert Doppelbefassun-
gen und Doppelstrukturen.

Wir werden fiir eine bessere Restabwicklung und
Mingelbeseitigung der Gewerke sorgen, z. B.indem wir
detaillierte Kriterien fiir die Abnahmefahigkeit von
Bauleistungen vertraglich festlegen. Dies erleichtert
und verkiirzt das Verfahren zur Ubergabe an die Nut-
zer. Wir werden bei Pilotvorhaben testen, zusammen
mit den Bauleistungen auch Betreiberleistungen fir
die ersten Nutzungsjahre zu beauftragen.

9. Angemessene Ausstattung
Bundesbauverwaltung

Wir wollen unser bereits im Aufbau befindliches Sys-
tem zum Ressourcencontrolling bauverwaltungsiiber-
greifend weiterentwickeln und in Abhéngigkeit von
festgelegten Leistungskennwerten fiir eine angemesse-
ne Personalausstattung der Bauverwaltung sorgen. Wir
werden die Bereitstellung, Pflege und Nutzung von
Grundlagendaten verbessern und die bestehenden
Datenbanken weiterentwickeln.

Wir wollen die fachlichen Kompetenzen der Bundes-
bauverwaltung und den Wissenstransfer weiter
verbessern. Dazu miissen wir einen angemessenen
Anteil an Eigenerledigung sicherstellen.
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Abkiirzungsverzeichnis

BBR Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung
BHO Bundeshaushaltsordnung

BImA Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben

BMF Bundesministerium der Finanzen

BMUB Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
BMVBS Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

ES-Bau  Entscheidungsunterlage Bau

EW-Bau Entwurfsunterlage Bau

GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen

RBBau  Richtlinien fiir die Durchfiihrung von Bauaufgaben des Bundes

VHB Vergabehandbuch des Bundes

VOB Vergabe- und Vertragsordung fiir Bauleistungen

28



www.bmub.bund.de




	Reform Bundesbau
	Impressum 
	Inhalt 
	Einführung  
	Was ist das Problem? 
	Was sind die Ursachen für Termin-, Kosten- und Qualitätsprobleme? 
	Was ist das Ziel? 
	An wen richten wir uns? 
	Was versteht man unter „Bundesbau“? 
	Was ist zu tun? 
	Wie sollen die Maßnahmen wirksam werden? 
	Fazit 

	Handlungsfelder und Maßnahmen  
	Handlungsfeld 1: Starkes Projektmanagement  
	1. Projektmanagement ist Bauherrensache 
	2. Starke Projektleitung ist Basis für Erfolg 
	3. Qualitätsgesichertes Planen 
	4. Nutzer müssen über ausreichende Ressourcen verfügen 
	5. Handlungsanleitung für gutes Projektmanagement 

	Handlungsfeld 2:  Belastbare Bedarfsplanung
	6. Vollständige und nachhaltige Bedarfsplanung 
	7. Angemessene Standards 

	Handlungsfeld 3:  Prognose und Veranschlagung von  Projektrisiken  
	8. Systematische Ermittlung und Bewertung und Dokumentation von Risiken 
	9. Veranschlagung im Haushalt und Kommunikation 

	Handlungsfeld 4:  Belastbare Termin- und  Kostenaussagen 
	10. Ausreichende Planungstiefe der Entscheidungsunterlage Bau

	Handlungsfeld 5:  Auswahl der besten Planer, Bauunternehmen und Angebote 
	11. Stärkere Nutzung von Ermessenspielräumen bei der Eignungsprüfung 
	12. Wertungskriterien über den Preis hinaus 
	13. Weniger Subunternehmer 
	14. Bessere Informationen über Auftragnehmer 
	15. Bonus-/ Malus-Regelungen für Planerleistungen 

	Handlungsfeld 6:  Schnelle Reaktion bei Planungs- und  Bauablaufstörungen  
	16. Schnelle Entscheidungen bei „Krisen“ 
	17. Kein Zuschlagsverbot bei Nachprüfungsverfahren 
	18. Schnellere Reaktion bei Schlechtleistungen 
	19. Schnellere Ersatzvornahme bei Insolvenz und Kündigung 
	20. Außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren 
	21. Klarere Anspruchsgrundlagen bei Bauzeitverlängerung 
	22. Angemessene Projektversicherung 

	Handlungsfeld 7:  Neue partnerschaftliche  Vertagsmodelle  
	23. Bonus-/ Malus-Regelungen für Bauleistungen 
	24. Transparente Kalkulationsunterlagen 
	25. Pilotverfahren zu Partnering-Modellen 

	Handlungsfeld 8:  Straffe interne Verfahren  
	26. Klare Strukturierung Phase der Projektvorbereitung bis zur ES-Bau Erstellung 
	27. Vermeidung von Doppelstrukturen und Doppelbefassungen 
	28. Reduzierung von internen Prüf- und Genehmigungszeiten 
	29. Verbessertes Inbetriebnahme-Management und Übergabeverfahren 

	Handlungsfeld 9:  Angemessene Ausstattung  Bundesbauverwaltung  
	30. Sich weiter entwickelnde Bundesbauverwaltung 
	31. Angemessene Eigenerledigung von Planungsleistungen 
	32. Verbesserte  Fortbildung und Wissensmanagement 
	33. Verbesserte Grundlagenpflege 
	34. Effiziente Bundesbauverwaltung mit angemessener Personalausstattung 


	Kurzfassung  
	Abkürzungsverzeichnis


